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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

 

EU einigt sich auf eine Mindestbesteuerung für Großunternehmen 

Die EU-Mitgliedstaaten haben sich darauf geeinigt, die 
Mindestbesteuerungskomponente, die so genannte Säule 2 (Pillar 2), der OECD-
Reform der internationalen Besteuerung auf EU-Ebene umzusetzen. Die Vertreter 
der EU-Mitgliedstaaten haben beschlossen, dem Rat zu empfehlen, die Richtlinie 
zur zweiten Säule anzunehmen. Der Ausschuss der Ständigen Vertreter hat am 
12. Dezember 2022 die erforderliche einstimmige Unterstützung erreicht. 

Hintergrund 

Am 8. Oktober 2021 erzielten fast 140 Länder im Rahmen des OECD/G20-
Inclusive Framework on Base Erosion and Profit Shifting (BEPS) eine 
bahnbrechende Einigung über eine internationale Steuerreform sowie über einen 
detaillierten Umsetzungsplan. 

Die Reform der internationalen Körperschaftssteuerregeln besteht aus zwei 
Säulen: 

Säule 1 umfasst das neue System der Zuweisung von Besteuerungsrechten für 
die größten multinationalen Unternehmen an die Länder, in denen die Gewinne 
erwirtschaftet werden. Das Schlüsselelement dieser Säule wird ein multilaterales 
Übereinkommen sein. Die technische Arbeit an den Einzelheiten ist im Inclusive 
Framework im Gange. 

Säule 2 enthält Regeln, die darauf abzielen, die Möglichkeiten der Aushöhlung 
der Steuerbemessungsgrundlage und der Gewinnverschiebung zu verringern, um 
sicherzustellen, dass die größten multinationalen Unternehmensgruppen einen 
Mindestsatz an Körperschaftssteuer zahlen. Diese Säule ist nun in einer EU-
Richtlinie gesetzlich verankert, die von allen Mitgliedstaaten einstimmig 
angenommen wurde 

Am 22. Dezember 2021 legte die Kommission daher einen Vorschlag für eine 
Richtlinie vor, die darauf abzielt, die zweite Säule in einer Weise umzusetzen, die 
mit dem EU-Recht kohärent und vereinbar ist. 

Die Umsetzung der Richtlinie soll den Wettlauf nach unten bei den 
Körperschaftssteuersätzen begrenzen. Die Gewinne großer multinationaler und 
inländischer Konzerne oder Unternehmen mit einem gemeinsamen Jahresumsatz 
von mindestens 750 Mio. EUR werden mit einem Mindestsatz von 15 % 
besteuert. Die neuen Vorschriften sollen das Risiko der Aushöhlung der 
Steuerbemessungsgrundlage und der Gewinnverschiebung verringern und 
sicherstellen, dass die größten multinationalen Konzerne den vereinbarten 
globalen Mindestsatz für die Körperschaftsteuer zahlen. 
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Fundstelle 

Rat der EU, Pressemitteilung vom 12. Dezember 2022 (mit weiteren 
Dokumenten). 

Europäische Kommission legt Vorschläge zur Modernisierung des 
Mehrwertsteuersystems vor 

Die Europäische Kommission hat eine Reihe von Maßnahmen vorgeschlagen, mit 
denen das Mehrwertsteuersystem der EU modernisiert werden soll. Das System 
soll für Unternehmen vereinfacht werden und widerstandsfähiger gegen Betrug 
sein. Das soll vor allem durch stärkere Digitalisierung, wie zum Beispiel durch 
elektronische Rechnungsstellungerreicht werden. 

Die Kommission schlägt dabei folgende Maßnahmen vor: 

Umstellung auf die digitale Meldung in Echtzeit 

Mit dem neuen System soll die digitale Meldung in Echtzeit für 
Mehrwertsteuerzwecke auf der Grundlage der elektronischen 
Rechnungsstellung eingeführt werden. Dadurch sollen die Mitgliedstaaten 
Informationen, die für die bessere Bekämpfung von Mehrwertsteuerbetrug, 
insbesondere Karussellbetrug, notwendig sind, erhalten. Die Umstellung auf die 
elektronische Rechnungsstellung soll zur Verringerung der durch 
Mehrwertsteuerbetrug bedingten Verluste beitragen und bewirken, dass die 
Verwaltungs- und Befolgungskosten für EU-Händler gesenkt werden. Durch die 
Umstellung soll auch für die Annäherung der bestehenden nationalen Systeme in 
der gesamten EU gesorgt werden. Zudem soll der Weg für die Mitgliedstaaten 
geebnet werden, die in den nächsten Jahren auf nationaler Ebene digitale 
Meldesysteme für den inländischen Handel einrichten möchten. 

Mehrwertsteuervorschriften für Plattformen für Personenbeförderung und 
Kurzzeitvermietung von Unterkünften 

Gemäß den neuen Vorschriften sollen in diesen Bereichen 
tätige Plattformbetreiber künftig dafür zuständig sein, die Mehrwertsteuer zu 
erheben und an die Steuerbehörden abzuführen, wenn die Dienste-Anbieter dies 
nicht tun, beispielsweise, weil es sich bei ihnen um kleine Unternehmen oder 
einzelne Anbieter handelt. Dies soll zusammen mit weiteren Klarstellungen für 
einen in allen Mitgliedstaaten einheitlichen Ansatz sorgen und zur stärkeren 
Angleichung der Wettbewerbsbedingungen für Online-Dienste und herkömmliche 
Dienste in den Bereichen Kurzzeitvermietung von Unterkünften und 
Personenbeförderung beitragen. Damit einher gehen sollen 
auch Erleichterungen für KMU. Diese müssten andernfalls die 
Mehrwertsteuervorschriften in allen Mitgliedstaaten, in denen sie tätig sind, 
kennen und einhalten. 

Einführung einer einzigen EU-weiten Mehrwertsteuerregistrierung 

Der heutige Vorschlag stützt sich auf das bereits bestehende Modell der 
„einzigen Anlaufstelle für die Mehrwertsteuer“ für im Online-Verkauf tätige 
Unternehmen. Dank dem Vorschlag müssten sich Unternehmen mit Kundinnen 

https://www.consilium.europa.eu/de/press/press-releases/2022/12/12/international-taxation-council-reaches-agreement-on-a-minimum-level-of-taxation-for-largest-corporations/
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und Kunden in anderen Mitgliedstaaten für die gesamte EU nur einmal für 
Mehrwertsteuerzwecke registrieren. Zudem könnten sie ihre 
Mehrwertsteuerpflichten über ein einziges Online-Portal in nur einer Sprache 
erfüllen. Schätzungen zufolge könnten Unternehmen, insbesondere KMU, 
dadurch in einem Zeitraum von zehn Jahren Registrierungs- und 
Verwaltungskosten in Höhe von etwa 8,7 Milliarden Euro einsparen. Zu den 
weiteren Maßnahmen zur Verbesserung der Mehrwertsteuererhebung gehört 
unter anderem die verpflichtende Nutzung der einzigen Anlaufstelle für die Einfuhr 
durch bestimmte Plattformen, die Verkäufe an Kundinnen und Kunden in der EU 
erleichtern. 

Nächste Schritte 

Bei dem heutigen Vorschlagspaket handelt es sich um Änderungen an den drei 
folgenden EU-Rechtsakten: Mehrwertsteuerrichtlinie (2006/112/EG), 
Durchführungsverordnung (EU) Nr. 282/2011 des Rates und Verordnung (EU) Nr. 
904/2010 des Rates über die Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden. 

Die Legislativvorschläge werden dem Rat zur Zustimmung und dem 
Europäischen Parlament und dem Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss zur Konsultation übermittelt. 

Fundstelle 

Europäische Kommission, Pressemitteilung vom 08. Dezember 2022. 

BMJ: Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch bestimmte 
Unternehmen 

Am 07. Dezember 2022 hat die Bundesregierung den vom Bundesministerium 
der Justiz (BMJ) vorgelegten Gesetzentwurf zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2021/2101 im Hinblick auf die Offenlegung von Ertragsteuerinformationen durch 
bestimmte Unternehmen und Zweigniederlassungen beschlossen. 

Mit dem geplanten Gesetz soll in erster Linie die Richtlinie (EU) 2021/2101 zur 
Änderung der Richtlinie 2013/34/EU im Hinblick auf die Offenlegung von 
Ertragsteuerinformationen durch bestimmte Unternehmen und 
Zweigniederlassungen umgesetzt werden. Die Richtlinie zielt darauf ab, 
Ertragsteuerinformationen multinationaler umsatzstarker Unternehmen und 
Konzerne, die in der EU entweder ansässig sind oder aber Tochterunternehmen 
oder Zweigniederlassungen einer bestimmten Größe haben, transparent zu 
machen. Die Berichterstattung über Ertragsteuerinformationen soll 
aufgeschlüsselt nach Mitgliedstaaten der EU und bestimmten weiteren 
Steuerhoheitsgebieten, in denen eine Geschäftstätigkeit ausgeübt wird, erfolgen 
(sog. public Country by Country Reporting on Taxes). 

Neben der Richtlinienumsetzung sollen im Handelsgesetzbuch (HGB) punktuelle 
weitere Änderungen vorgenommen werden. 

Im Einzelnen sieht der Gesetzentwurf folgende Änderungen vor: 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=celex:32006L0112
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/ALL/?uri=CELEX%3A32011R0282
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A32010R0904
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/de/ALL/?uri=CELEX%3A32010R0904
https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_7514
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1. Umsetzung der EU-Vorgaben zum public Country by Country Reporting 
on Taxes 

Es werden folgende wesentliche Neuerungen eingeführt: 

• Bestimmte im Inland ansässige konzernunverbundene 
Unternehmen und oberste Mutterunternehmen sollen 
verpflichtet werden, einen Ertragsteuerinformationsbericht zu 
erstellen und im Unternehmensregister offenzulegen. 
Voraussetzung ist, dass die 
Umsatzerlöse bzw. Konzernumsatzerlöse in zwei aufeinander 
folgenden Geschäftsjahren weltweit jeweils einen Betrag von 
750 Millionen Euro übersteigen (§ 342b Absatz 1 HGB-
E, § 342c Absatz 1 HGB-E, § 342m Absatz 1 HGB-E). 
Ausgenommen sind CRR-Kreditinstitute und Große 
Wertpapierinstitute, wenn sie nach den einschlägigen 
aufsichtsrechtlichen Vorgaben einen länderbezogenen Bericht 
veröffentlichen. 

• Bei außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) 
ansässigen konzernunverbundenen Unternehmen und obersten 
Mutterunternehmen, die vergleichbar umsatzstark und im Inland 
über ein mittelgroßes oder großes Tochterunternehmen oder 
eine Zweigniederlassung vergleichbarer Größe tätig sind, soll 
der Ertragsteuerinformationsbericht von jenem 
Tochterunternehmen respektive jener Zweigniederlassung 
beschafft und offengelegt werden müssen. Sofern ein 
gesetzeskonformer Bericht nicht erlangt werden kann, hat das 
Tochterunternehmen respektive die Zweigniederlassung eine 
entsprechende Erklärung und mit den verfügbaren Angaben 
selbst einen Ertragsteuerinformationsbericht zu erstellen und 
offenzulegen (§ 342d Absatz 1 und 2 HGB-E, § 342e Absatz 1 
und 2 HGB-E, § 342f Absatz 1 und 2 HGB-E, § 342m Absatz 2 
und 3 HGB-E). Die Pflichten bestehen nicht, wenn das Nicht-
EWR-Unternehmen einen gesetzeskonformen 
Ertragsteuerinformationsbericht auf seiner Internetseite 
veröffentlicht und der Bericht von zumindest einem 
Tochterunterunternehmen/einer Zweigniederlassung 
im EWR offengelegt wird. 

• Für die Erstellung des Ertragsteuerinformationsberichts sollen 
detaillierte inhaltliche Vorgaben zu den einzubeziehenden 
Unternehmen (§ 342g HGB-E), den Pflichtangaben (§ 342h 
und § 342j HGB-E) und dem länderbezogenen Ausweis 
(§ 342i HGB-E) gemacht werden. Zu den Pflichtangaben 
zählen u. a.: 

o die Art der Geschäftstätigkeit, 
o die Zahl der Arbeitnehmer, 
o die Erträge, 
o der Gewinn/ Verlust vor Ertragsteuern, 
o die für den Berichtszeitraum zu zahlende und die in 

diesem Zeitraum gezahlte Ertragsteuer sowie 
o der Betrag der einbehaltenen Gewinne. 

 
Da die betroffenen Unternehmen gemäß § 138a der 
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Abgabenordnung im Wesentlichen bereits einer 
entsprechenden länderbezogenen Berichtspflicht 
gegenüber der Finanzverwaltung unterliegen und die 
insoweit geltenden Berichterstattungsvorgaben auch für 
die Erfüllung der handelsrechtlichen Berichtspflicht 
zugrunde gelegt werden dürfen (§ 342h Absatz 4 HGB-
E), wird der Bürokratieaufwand für die Unternehmen so 
gering wie möglich gehalten. 
 

• Den betroffenen Unternehmen soll gestattet werden, bestimmte 
Angaben bei entsprechender Begründung zeitweise nicht 
berichten zu müssen, wenn ihre Offenlegung der Marktstellung 
des Unternehmens, auf das sie sich beziehen, einen 
erheblichen Nachteil zufügen würde (§ 342k HGB-E). 

• Außerdem soll den Unternehmen freigestellt werden, ob sie den 
Ertragssteuerinformationsbericht – zusätzlich zur Offenlegung 
im Unternehmensregister – auf ihrer Internetseite veröffentlichen 
oder auf ihrer Internetseite nur einen Hinweis auf die Webseite 
des Unternehmensregisters aufnehmen (§ 342n HGB-E). 

• Die Prüfung des Aufsichtsrats nach § 171 AktG soll sich künftig 
auch auf den Ertragsteuerinformationsbericht erstrecken. 

• Der Jahresabschlussprüfer soll künftig auch prüfen müssen, ob 
die zu prüfende Gesellschaft zur Offenlegung eines 
Ertragsteuerinformationsberichts verpflichtet war und ob sie 
ihrer Pflicht nachgekommen ist (§ 317 Absatz 3b HGB-E). Über 
das Ergebnis der Prüfung ist im Bestätigungsvermerk Auskunft 
zu geben (§ 322 Absatz 1 Satz 4 HGB-E). 

• Die Durchsetzung der Offenlegungspflichten soll dem 
Bundesamt für Justiz (BfJ) übertragen werden. Dieses kann bei 
Säumnis Ordnungsgelder und bei inhaltlichen Verstößen 
Bußgelder verhängen. 

2. Weitere Änderungen im Handelsbilanzrecht 

Der Entwurf sieht u. a. folgende weitere Änderungen vor: 

• Die Pflicht von inländischen Zweigniederlassungen zur 
Offenlegung von Rechnungslegungsunterlagen der 
Hauptniederlassung nach § 325a HGB soll künftig auch für 
Kapitalgesellschaften gelten, die ihren Sitz außerhalb 
des EWR haben. 

• Die Definition von „verbundenen Unternehmen“ in § 271 Absatz 
2 HGB soll mit dem Ziel einer besseren Offenlegung der 
Verbundbeziehungen im Jahresabschluss klarer und weiter 
gefasst werden. 

• Ferner soll die Rechtsbeschwerdemöglichkeit für das BfJ gegen 
Entscheidungen des Landgerichts im Ordnungsgeldverfahren 
passgenau fortentwickelt werden, um eine weitere 
Vereinheitlichung der Rechtsprechung im Zusammenhang mit 
dem Verschuldenserfordernis in § 335 Absatz 5 Satz 1 HGB zu 
ermöglichen. 
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Weiteres Vorgehen 

Der beschlossene Gesetzentwurf wird nun dem Bundesrat zur Stellungnahme 
zugeleitet und danach an den Deutschen Bundestag weitergeleitet und dort 
beraten. 

Die Richtlinie ist bis zum 22. Juni 2023 in das deutsche Recht umzusetzen. 

Fundstelle 

BMJ, Pressemitteilung vom 07. Dezember 2022; den Gesetzentwurf und 
weitere Materialien finden Sie hier. 

  

https://www.bmj.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/DE/2022/1207_Ertragssteuer.html;jsessionid=AB61C93C5445357F3D16820F01E4D4A6.1_cid289
https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren/DE/Offenlegung_Vertragssteuerinformationen.html?nn=6705022
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 15. Dezember 2022 

 
 
Ein punktuell satzungsdurchbrechender Beschluss über eine 
inkongruente Vorabausschüttung, der von der 
Gesellschafterversammlung einstimmig gefasst worden ist und von 
keinem Gesellschafter angefochten werden kann, ist als 
zivilrechtlich wirksamer Ausschüttungsbeschluss der Besteuerung 
zugrunde zu legen (entgegen BMF-Schreiben vom 17.12.2013, 
BStBl I 2014, 63). Ein Gesellschafter, an den nach einem solchen 
Beschluss kein Gewinn verteilt wird, verwirklicht den Tatbestand 
der Einkünfteerzielung gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 EStG nicht. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 061/22. 
 
 
 
 
 
Eine gemeinnützige Körperschaft (hier: eingetragener Verein) kann 
aus ihrem steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb eine 
(begrenzt) abziehbare Spende i.S. von § 9 Abs. 1 Nr. 2 KStG an 
ihre ebenfalls gemeinnützige Tochtergesellschaft leisten. Ob es 
sich bei einer Zuwendung an die Tochtergesellschaft um eine 
verdeckte Einlage oder um eine Spende handelt, ist anhand einer 
Veranlassungsprüfung in Form eines Fremdvergleichs 
festzustellen, der im gerichtlichen Verfahren vom FG anhand aller 
Umstände des konkreten Einzelfalls vorzunehmen ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
Gewinnabführungsverträge sind nach objektiven Gesichtspunkten 
einheitlich aus sich heraus auszulegen. Umstände, für die sich 
keine ausreichenden Anhaltspunkte im Vertrag finden, können zur 
Auslegung grundsätzlich nicht herangezogen werden (Bestätigung 
der Rechtsprechung). Die Korrektur einer Unstimmigkeit in einem 
Gewinnabführungsvertrag durch einen notariellen 
Nachtragsvermerk nach § 44a Abs. 2 Satz 1 BeurkG entfaltet 
jedenfalls dann keine steuerliche Rückwirkung, wenn sich der 
tatsächlich gewollte Vertragsinhalt nicht objektiv aus den 
Vertragsregelungen heraus ergibt und unklar ist, wie eine mögliche 
Lücke in der Vertragsurkunde zu füllen ist. 
 
Zum Urteil 
 
 
 

Urteil VIII R 20/20: 
Steuerliche 
Behandlung eines 
punktuell satzungs-
durchbrechenden 
inkongruenten Vor-
abgewinnaus-
schüttungs-
beschlusses 
 
 
28. September 2022 
 

Urteil I R 52/20: 
Spende an 
Tochtergesellschaft - 
Abgrenzung zur 
verdeckten Einlage 
 
 
 
 
 
 
13. Juli 2022 
 

 

 
Urteil I R 42/18: 
Auslegung eines 
Gewinnabführungsver
trags - Zur Frage der 
steuerlichen 
Rückwirkung eines 
notariellen 
Nachtragsvermerks 
nach § 44a Abs. 2 Satz 
1 BeurkG 
 
13. Juli 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210239/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/steuerliche-behandlung-eines-punktuell-satzungsdurchbrechenden-inkongruenten-vorabgewinnausschuettungsbeschlusses/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210236/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210235/


9 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VII R 37/20: Verbrennung von Erdgas zur Erzeugung einer 
Schutzgasatmosphäre 
01. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil IX R 12/21: Aufteilung eines Gesamtkaufpreises für ein 
Immobilienobjekt in Grund- und Boden- sowie Gebäudeanteil für Zwecke 
der AfA; Wahl der Wertermittlungsmethode 
20. September 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 28/19: Restschuldbefreiung bei Betriebsaufgabe 
06. April 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil II R 14/20: Grundstückswertermittlung bei Existenz eines zeitnahen 
Kaufpreises 
24. August 2022 
Zum Urteil 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Zur Rückstellungsbildung für Verpflichtungen aus einem 
Kundenkartenprogramm 
Verpflichtet sich ein Handelsunternehmen gegenüber den an seinem 
Kundenkartenprogramm teilnehmenden Kunden, diesen im Rahmen eines 
Warenkaufs in Abhängigkeit von der Höhe des Warenkaufpreises Bonuspunkte 
bzw. Gutscheine zu gewähren, die der Karteninhaber innerhalb des 
Gültigkeitszeitraums bei einem weiteren Warenkauf als Zahlungsmittel einsetzen 
kann, ist für die am Bilanzstichtag noch nicht eingelösten Bonuspunkte bzw. 
Gutscheine eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, wenn 
wahrscheinlich ist, dass die Verbindlichkeit entsteht und dass das Unternehmen 
in Anspruch genommen werden wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in 
einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Streitig ist die Passivierung einer Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten 
wegen Verpflichtungen der Klägerin aus einem Kundenkartenprogramm in der 
Bilanz zum 31. Dezember 2010. 
Das Finanzamt war der Auffassung, dass die Einlösungsverpflichtung aus dem 
Bonuspunktesystem bei der Klägerin zum Bilanzstichtag weder eine zu 
passivierende Verbindlichkeit begründe, noch eine ungewisse Verbindlichkeit, die 
in Form einer Rückstellung gewinnmindernd Berücksichtigung finden könne. Der 
hiergegen gerichtete Einspruch der Klägerin blieb ohne Erfolg. 
Im nachfolgenden Klageverfahren verfolgte die Klägerin ihr Begehren dem 
Grunde nach weiter, stellte aber unstreitig, dass die Finanzverwaltung die Höhe 
der bisher gebildeten Bonuspunkterückstellung zu Recht als unzutreffend 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210224/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210240/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210241/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210237/
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angesehen habe. Für das Streitjahr sei lediglich eine Rückstellung in Höhe von 
1.607.212 € anzuerkennen. Die hierzu von der Klägerin vorgelegte Berechnung 
ergab allerdings einen Betrag von gerundet 1.607.122 €. 
Das Finanzgericht Nürnberg gab der Klage nahezu vollumfänglich statt. Nur 
insoweit, als die Berechnung der Rückstellungshöhe von 1.607.122 € hinter dem 
dem Klageantrag zugrundeliegenden Rückstellungsbetrag von 1.607.212 € 
zurückblieb, war die Klage ohne Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Klage, mit der die Klägerin eine Minderung des laufenden 
Gesamthandsgewinns um 1.607.212 € begehrt hat, ist in vollem Umfang zulässig, 
obwohl die Klägerin zunächst einen Antrag angekündigt hat, der auf die 
Herabsetzung des Gesamthandsgewinns um lediglich 412.148,45 € gerichtet war. 
Bei einer Klage gegen einen Gewinnfeststellungsbescheid ist eine betragsmäßige 
Erweiterung des Klagebegehrens in Bezug auf eine angegriffene Feststellung 
nicht als Klageänderung i.S. des § 67 FGO, sondern als grundsätzlich zulässige 
Klageerweiterung anzusehen, es sei denn, der Kläger hat eindeutig zu erkennen 
gegeben, dass er von einem weitergehenden Klagebegehren absieht. 
Das Finanzgericht hat ebenfalls zutreffend erkannt, dass die Klägerin in ihrer 
Bilanz zum 31. Dezember 2010 keine Verbindlichkeit aus der Gewährung von am 
Bilanzstichtag noch nicht eingelösten Bonuspunkten bzw. Gutscheinen ausweisen 
konnte (hierzu unter a), wohl aber eine Rückstellung für ungewisse 
Verbindlichkeiten in Höhe von 1.607.122 € bilden musste. 
Verpflichtet sich ein Handelsunternehmen gegenüber den an seinem 
Kundenkartenprogramm teilnehmenden Kunden, diesen im Rahmen eines 
Warenkaufs in Abhängigkeit von der Höhe des Warenkaufpreises Bonuspunkte 
bzw. Gutscheine zu gewähren, die der Karteninhaber innerhalb des 
Gültigkeitszeitraums bei einem weiteren Warenkauf als Zahlungsmittel einsetzen 
kann, ist für die am Bilanzstichtag noch nicht eingelösten Bonuspunkte bzw. 
Gutscheine eine Rückstellung für ungewisse Verbindlichkeiten zu bilden, wenn 
wahrscheinlich ist, dass die Verbindlichkeit entsteht und dass das Unternehmen 
in Anspruch genommen werden wird. 
Der Bildung einer entsprechenden Rückstellung steht -wie das Finanzgericht 
zutreffend entschieden hat- das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 2a EStG nicht 
entgegen. Die Anrechnungsverpflichtung der Klägerin stellt keine Verpflichtung im 
Sinne dieser Regelung dar. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 29. September 2022 (IV R 20/19), veröffentlicht am 08. 
Dezember 2022. 
 
Wahlrecht zwischen Sofort- und Zuflussbesteuerung auch bei Veräußerung 
von Wirtschaftsgütern gegen wiederkehrende Bezüge im Rahmen einer 
Betriebsaufgabe 
Ein Steuerpflichtiger, der im Rahmen einer Betriebsaufgabe betriebliche 
Wirtschaftsgüter gegen wiederkehrende Bezüge veräußert, kann ‑wie bei der 
Betriebsveräußerung gegen wiederkehrende Bezüge‑ zwischen der 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210231/
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Sofortbesteuerung und der Zuflussbesteuerung des entsprechenden Gewinns 
wählen. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin betrieb einen Steinmetzbetrieb in einem Anbau zu ihrem 
Einfamilienhaus, den sie krankheitsbedingt Ende 2013 einstellte. Anfang 2014 
veräußerte sie den Geschäftsbetrieb gegen eine lebenslange Rente. 
Ausgenommen von der Veräußerung waren das zum Anlagevermögen 
gehörende Betriebsgrundstück mit dem betrieblich genutzten Anbau sowie 
weitere Wirtschaftsgüter, die nicht zu den wesentlichen Betriebsgrundlagen 
gehörten. 
Den Entnahmegewinn, der auf die in das Privatvermögen überführten 
Wirtschaftsgüter entfiel, unterwarf die Klägerin in ihrer Einkommensteuererklärung 
der sofortigen Besteuerung. Für die monatlichen Rentenzahlungen machte sie 
das Wahlrecht zur nachgelagerten Besteuerung nach R 16 Abs. 11 
Einkommensteuerrichtlinie (EStR) geltend. 
Das Finanzamt lehnte die Anwendung des Wahlrechts auf die im Streitfall 
vorliegende Betriebsaufgabe ab und unterwarf auch den Veräußerungsgewinn 
der sofortigen Besteuerung, indem es vom Barwert der Rente den Buchwert der 
veräußerten Wirtschaftsgüter und die Rückbauaufwendungen abzog. 
Die Klage vor dem Schleswig-Holsteinischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg 
(siehe unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Der Gewinn aus der Veräußerung eines großen Teils der betrieblichen 
Wirtschaftsgüter an die A-GmbH gegen Leibrente kann aufgrund der mit einer 
Betriebsveräußerung gegen wiederkehrende Bezüge vergleichbaren 
Interessenlage ebenfalls der Zuflussbesteuerung unterliegen. 
Auch in diesem Fall steht dem Steuerpflichtigen ein Wahlrecht zu, den Gewinn 
aus der Veräußerung einzelner betrieblicher Wirtschaftsgüter im Rahmen der 
Aufgabe (§ 16 Abs. 3 Satz 6 EStG) nach Maßgabe des Zuflusses der 
wiederkehrenden Bezüge und zudem erst dann als realisiert anzusehen, wenn 
die wiederkehrenden Bezüge die Buchwerte der veräußerten Wirtschaftsgüter 
und die insoweit angefallenen Aufgabekosten übersteigen. Dieses Wahlrecht hat 
die Klägerin ausgeübt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 29. Juni 2022 (X R 6/20), veröffentlicht am 08. Dezember 2022. 

 

 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228155/kein-wahlrecht-zur-nachgelagerten-besteuerung-fuer-veraeusserungen-gegen-rentenzahlung-im-rahmen-der-betriebsaufgabe/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210232/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
VAT in the Digital Age 
Webcast, 12.01. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/VAT
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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